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Einleitung 

Einleitung 
Die Handelsschiedsgerichtsbarkeit ist eine schillernde Gestalt auf der Bühne 
der internationalen Streitbeilegung. Geboren als eine Gerichtsbarkeit von und 
für Kaufleute, erfreut sie sich mit wachsender internationaler Verflechtung des 
Handels einer stetig steigenden Beliebtheit. Glaubt man den Zahlen von Prak-
tikern auf dem Gebiet des Schiedsverfahrensrechts, werden im internationalen 
Handelsverkehr Verträge kaum noch ohne Aufnahme einer Schiedsklausel ge-
schlossen.1 Eine Auswertung der Entwicklung der Schiedspraxis der vergan-
genen Jahre zeigt, dass die Bedeutung von Schiedsverfahren insbesondere im 
Anschluss an die Finanzkrise 2009 noch einmal deutlich gestiegen ist, was sich 
in einem weiteren Anstieg der Fallzahlen der großen Schiedsinstitutionen von 
20 % bis zu knapp 50 % im Vergleich zum Jahr 2008 abzeichnete.2 Alleine die 
Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) vermeldete im Jahr 2009 
eine Steigerung der Fallzahlen von 48 % gegenüber den noch im Jahr 2008 ein-
geleiteten Verfahren.3 Der Schiedsgerichtshof der internationalen Handelskam-
mer in Paris (ICC) als weltweit bedeutendste Schiedsinstitution registrierte 
eine Rekordzahl von 817 neu eingeleiteten Verfahren im Jahr 2009.4 Die jüngs-
ten Zahlen zeigen, dass das hohe Niveau bis heute weitestgehend gehalten wer-
den konnte.5 

Gegenüber der Vereinbarung einer Gerichtsstandsklausel erlaubt die Verstän-
digung auf eine Schiedsvereinbarung den Vertragsparteien, die Entscheidung 

                                                                    
1 Kreindler�/�Schäfer�/�Wolff, Schiedsgerichtsbarkeit, Rn. 21 nennen 70 %; Schmidt-Diemitz, 

DB 1999, 369 kommt bezogen auf Unternehmen mit 2.000 – 10.000 Beschäftigten auf 87 %, 
Hesse, Liber amicorum Böckstiegel 2001, S. 280 spricht von 90 %; ebenso Berger, RIW 
1994, 12; siehe hingegen Dammann�/�Hansmann, Yale Law & Economics Research Paper 
No. 347 (2007) S. 23, abrufbar unter <http://ssrn.com/abstract=976115>, die sich auf eine 
Studie von Eisenberg�/�Miller berufen, nach der lediglich 20 % aller internationaler Verträge 
bindende Schiedsklauseln enthielten. 

2 Wilske�/�Markert, SchiedsVZ 2010, 62, 62 f.; siehe darüber hinaus die Auswertungen 
der Schiedsgerichtspraxis von Wilske�/�Markert in SchiedsVZ 2011, 57 ff. für das Jahr 2010 
sowie dies., SchiedsVZ 2012, 58 ff. für die Entwicklungen in 2011. 

3 Bredow, SchiedsVZ 2009, 22, 23. 
4 Wilske�/�Markert, SchiedsVZ 2010, 62 ff. 
5 Wilske�/�Markert, SchiedsVZ 2013, 96 ff.; Wilske�/�Markert�/�Bräuninger, SchiedsVZ 

2014, 49 ff.; dies., SchiedsVZ 2015, 49 ff.; dies., SchiedsVZ 2016, 127 ff.; dies., SchiedsVZ 
2017, 49 ff. 
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über zukünftige Rechtsstreitigkeiten auf private Schiedsgerichte zu delegieren 
und somit im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung keiner der Parteien 
einen vermeintlichen „Heimvorteil“ eines Verfahrens vor den staatlichen Ge-
richten ihres jeweiligen Heimatlandes zu gewähren.6 Schiedsgerichte ersetzen 
dabei staatliche Gerichte.7 Die Gründe der Parteien für die Delegation der Ent-
scheidungskompetenz auf Schiedsgerichte sind vielfältig:8 So wird auf die Ver-
traulichkeit von Schiedsverfahren verwiesen, die es den Parteien ermöglicht, 
die Öffentlichkeit im Gegensatz zu dem in Deutschland aus § 169 GVG resul-
tierenden Grundsatz der Öffentlichkeit vor staatlichen Gerichten vom Prozess 
auszuschließen.9 Auch wird die kürzere Verfahrensdauer von Schiedsverfahren 
im Vergleich zu staatlichen Gerichtsverfahren angeführt, zumal es in der Schieds-
gerichtsbarkeit (bislang) keinen der staatlichen Gerichtsbarkeit vergleichbaren 
Instanzenzug gibt.10 Darüber hinaus bietet die Bestimmung der Schiedsrichter 
durch die Parteien die Möglichkeit, insbesondere in Streitigkeiten, in denen 
Branchenkenntnis und technisches Verständnis erforderlich sind, Experten mit 
hoher Sachkunde als Schiedsrichter zu berufen.11 In internationalen Schiedsver-
fahren spiegeln diverse Verfahrenserleichterungen beispielsweise im Hinblick 
auf die Verfahrenssprache und die freie Wählbarkeit des Ortes der Schiedsver-
handlungen die Vorteile der Schiedsgerichtsbarkeit gegenüber der staatlichen 
Gerichtsbarkeit wider.12 

I. Problemaufriss 
I. Problemaufriss 

Mit der steigenden Popularität der Schiedsgerichtsbarkeit geht jedoch auch 
eine „Tendenz zur Verrechtlichung“13 einher. Während von einigen Vertretern 
der Schiedsgerichtsbarkeit fast trotzig am vermeintlich „anationalen“ Charak-
ter von Schiedsverfahren, die im rechtsordnungslosen Raum fernab staatlicher 
Regulierung schweben, festgehalten wird, sieht die rechtliche Realität anders 
aus: Eine überwältigende Zahl von Staaten hat sich seit Mitte der 1980er Jahre 
nationale Schiedsverfahrensrechte gegeben, die die Rahmenbedingungen für die 
Durchführung von Schiedsverfahren setzen und mitunter detaillierte Vorgaben 
                                                                    

6 Kreindler�/�Schäfer�/�Wolff, Schiedsgerichtsbarkeit, Rn. 1. 
7 Grundlegend bereits im Jahr 1930 Littauer, ZZP 55 (1930) 1, 5 f.; aus neuerer Zeit: 

BGH 3.7.1975 – III ZR 78�/�73, NJW 1976, 109, 110. 
8 Für eine Übersicht über die Vor- und Nachteile der Schiedsgerichtsbarkeit siehe instruk-

tiv: Schütze, in: Schütze�/�Tscherning�/�Wais, Handbuch des Schiedsverfahrens, Rn. 1 ff.; für 
eine kritische Auseinandersetzung mit den Vor- und Nachteilen der Schiedsgerichtspraxis in 
Deutschland siehe Hirsch, SchiedsVZ 2003, 49 ff. 

9 Kreindler�/�Schäfer�/�Wolff, Schiedsgerichtsbarkeit, Rn. 299 ff. 
10 Schütze, in: Schütze�/�Tscherning�/�Wais, Handbuch des Schiedsverfahrens, Rn. 4. 
11 Voit, in: Musielak�/�Voit, ZPO, § 1025, Rn. 2; Schütze, in: Schütze�/�Tscherning�/�Wais, 

Handbuch des Schiedsverfahrens, Rn. 3. 
12 Schütze, in: Schütze�/�Tscherning�/�Wais, Handbuch des Schiedsverfahrens, Rn. 5 ff. 
13 McGuire, SchiedsVZ 2011, 257, 267. 
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enthalten. Geltungsgrund und zugleich den Rahmen der Freiheit der Parteien 
bilden die staatlichen Rechtsordnungen. Die Legitimation von Schiedsgerich-
ten sowie die Bestimmungen darüber, welche Streitgegenstände als schiedsfä-
hig gelten und in welchem Umfang staatliche Gerichte Schiedsgerichten Unter-
stützungsmaßnahmen zukommen lassen, sind Gegenstand der Entscheidungen 
des jeweiligen nationalen Gesetzgebers. So argumentiert die „jurisdiktionell-
prozessrechtliche Theorie“ zutreffend, dass die Autorität des Schiedsrichters im 
Ausgangspunkt eine vom Staat abgeleitete sei.14 Eine von den Schranken des 
nationalen Rechts losgelöste Schiedsgerichtsbarkeit kann es damit nicht geben. 
Leo Raape konstatierte diesbezüglich etwa: „Ein Schiedsgericht thront nicht 
über der Erde, es schwebt nicht in der Luft, es muss irgendwo landen, irgendwo 
‚erden‘.“15 

Von der geschilderten „Tendenz zur Verrechtlichung“ ist auch die Frage der 
Bestimmung des anwendbaren Rechts durch Schiedsgerichte erfasst. Sie stellt 
sich in internationalen Schiedsverfahren in drei Facetten: 

1. Hinsichtlich des anwendbaren Verfahrensrechts (Schiedsverfahrensstatut), 
welches die Gesamtheit der Regelungen über die Organisation und den Ab-
lauf des Verfahrens meint und welches maßgeblich von der Wahl des Schieds-
ortes sowie davon abhängt, ob es sich um ein sogenanntes ad hoc- oder ein 
institutionelles Schiedsverfahren handelt.  

2. Hinsichtlich des auf die Schiedsvereinbarung anwendbaren Rechts (Schieds-
vereinbarungsstatut), welchem die allgemeinen vertragsrechtlichen Fragen 
über das Zustandekommen, die Wirksamkeit und die Auslegung der Schieds-
vereinbarung sowie die spezifisch schiedsrechtlichen Fragestellungen wie 
etwa die Kündigung oder die Zulässigkeit bestimmter Arten von Schieds-
vereinbarungen unterliegen.16 

3. Hinsichtlich des anwendbaren materiellen Rechts (Hauptsachstatut), wel-
ches die Gesamtheit der Regelungen umfasst, die das Schiedsgericht seiner 

                                                                    
14 Reisman�/�Richardson, ICCA Congress Series No. 16, 17, die damit der in ihren Augen 

„anarcho-capitalist fantasy“ einiger Schiedspraktiker eine Absage erteilen und sich dabei auf 
den Ökonomen Rothbard, Power and Market, S. 4, 8 beziehen, der eine unregulierte Markt-
wirtschaft für inkompatibel mit der Existenz staatlicher Strukturen hält; Renner, RabelsZ 78 
(2014) 750, 771 f.; Roth, FS Jayme, S. 757, 761; im Gegensatz hierzu steht die „privatrecht-
liche“ Theorie, die an der vertraglichen Grundlage des Schiedsverfahrens ansetzt und davon 
ausgeht, dass sich die internationale Schiedsgerichtsbarkeit nahezu vollständig von den na-
tionalen Rechtsordnungen emanzipiert habe. 

15 Raape, IPR, S. 557 zum schiedsgerichtlichen Verfahren: „Die Parteien erstreben mit 
dem Schiedsspruch eine rechtliche Wirkung. Diese aber können sie nur auf Grund einer po-
sitiven Rechtsordnung erzielen. Diese Einsicht ist der feste Ausgangspunkt für das Folgende. 
Die Parteien müssen sich also bei dem Schiedsverfahren auf den Boden einer bestimmten 
Rechtsordnung stellen.“ 

16 Epping, Die Schiedsvereinbarung im internationalen Rechtsverkehr, S. 39; Geimer, in: 
Zöller ZPO, § 1029, Rn. 108; Münch, in: MünchKommZPO3, § 1029, Rn. 39. 
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Sachentscheidung über die von den Parteien geltend gemachten Ansprüchen 
zugrunde legt.17 

Die vorliegende Arbeit widmet sich ausschließlich der letztgenannten Facette: 
Der Bestimmung des in der Hauptsache anwendbaren materiellen Rechts durch 
Schiedsgerichte, speziell der kollisionsrechtlichen Bestimmung des Vertrags-
statuts. Der Frage, nach welchen Regeln sich die kollisionsrechtliche Prüfung 
durch das Schiedsgericht richtet, kann für den Ausgang des Rechtstreits erheb-
liche Bedeutung zukommen, indem sie etwa über den Umfang und die Grenzen 
einer gewährten Rechtswahlfreiheit entscheidet oder konkrete Kriterien für die 
objektive Anknüpfung des Vertragsstatuts bereithält. Ihr kann mitunter auch 
eine wichtige Rolle bei der Auswahl des Schiedsortes durch die Parteien zu-
kommen.18 Um die Chancen einer erfolgreichen Geltendmachung von Ansprü-
chen vor Schiedsgerichten kalkulierbar zu machen, liegt es zudem im Interesse 
der Parteien eines Schiedsverfahrens, dass das Schiedsgericht transparenten und 
vorhersehbaren Regeln bei der Bestimmung des anwendbaren Sachrechts folgt. 

In Deutschland hat der Gesetzgeber im Jahr 1998 im Rahmen der Reform 
des nationalen Schiedsverfahrensrechts mit § 1051 ZPO des Schiedsverfahrens-
Neuregelungsgesetzes19 eine Kollisionsnorm für Schiedsgerichte zur Bestim-
mung des materiellen Rechts geschaffen. Der Regelungsgehalt von § 1051 ZPO 
sowie sein Verhältnis zum allgemeinen nationalen und europäischen Kollisi-
onsrecht sind seither umstritten und bildeten Anlass diverser Arbeiten und Auf-
sätze.20 Während ein Teil der Literatur in § 1051 ZPO eine abschließende Son-
derkollisionsnorm erkennt, welche einer Beachtung der allgemeinen Kollisi-
onsnormen als lex specialis entgegensteht,21 erkennt ein anderer Teil die aus-
schließliche Geltung von § 1051 ZPO nicht an und plädiert wahlweise für eine 
strikte Bindung von Schiedsgerichten an das allgemeine Kollisionsrecht oder 
zumindest für eine Anlehnung an die aus dem allgemeinen Kollisionsrecht 

                                                                    
17 Schmidt-Ahrends�/�Höttler, SchiedsVZ 2011, 267, 268. 
18 Silberman�/�Ferrari, in: Conflict of Laws in International Arbitration, S. 257, 258; Bell, 

Forum Shopping and Venue in Transnational Litigation, S. 24. 
19 Gesetz zur Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts (Schiedsverfahrens-Neurege-

lungsgesetz – SchiedsVfG) vom 22. Dezember 1997, BGBl. 1997 I, S. 3224 ff. 
20 Siehe nur McGuire, SchiedsVZ 2011, 257 ff.; Schmidt-Ahrends�/�Höttler, SchiedsVZ 

2011, 267 ff.; Mankowski, RIW 2011, 30 ff.; Sandrock, RIW 1992, 785 ff.; Solomon, RIW 
1997, 981 ff.; Martiny, FS Schütze 1999, S. 308 ff.; ders., ZEuP 1999, 246 ff.; ders., ZEuP 
2001, 308 ff.; Junker, FS Sandrock 2000, S. 443 ff.; Kulpa, Das anwendbare (materielle) 
Recht in internationalen Handelsschiedsgerichtsverfahren; Handorn, Das Sonderkollisions-
recht der deutschen internationalen Schiedsgerichtsbarkeit. 

21 Schlosser, in: Stein�/�Jonas, ZPO9, § 1051, Rn. 2; Voit, in: Musielak�/�Voit, ZPO, § 1051, 
Rn. 3; Blase, Die Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts als Recht grenzüberschrei-
tender Verträge, S. 161 ff.; Junker, FS Sandrock, S. 457; Martiny, FS Schütze, S. 529 ff.; 
Pfeiffer, in: Deutsches Recht im Wettbewerb, 179 ff.; Schütze, Liber amicorum Böckstiegel, 
S. 715; Solomon, RIW 1997, 989. 
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herrührenden Grundsätze.22 Zu berücksichtigen ist in diesem Kontext jedoch, 
dass der geschilderte Diskurs vor allem23 in der Zeit der Geltung des Europäi-
schen Vertragsrechtsübereinkommens (EVÜ)24 und damit vor Inkrafttreten der 
Europäischen Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse an-
wendbare Recht (Rom I-VO)25 im Jahr 2009 geführt wurde. Seither genießt die 
Rom I-VO als europäisches Sekundärrecht Anwendungsvorrang26 vor den na-
tionalen Vorschriften der Mitgliedstaaten und beansprucht in ihrem räumlichen 
Anwendungsbereich unmittelbare Geltung.27 Im Vergleich zum bis dato gel-
tenden EVÜ mit seiner staatsvertraglichen Natur hebt die Rom I-VO das euro-
päische Kollisionsrecht für vertragliche Schuldverhältnisse auf eine qualitativ 
neue Normenebene.28 Ob die zum Verhältnis von § 1051 ZPO und dem allge-
meinen Kollisionsrecht gefundenen Ergebnisse auch nach Inkrafttreten der 
Rom I-VO Bestand haben können und welche Konsequenzen eine etwaige Bin-
dung von Schiedsgerichten an die Rom I-VO für die Rechtsermittlung durch 
Schiedsgerichte hätte, ist Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 

                                                                    
22 Für eine unmittelbare Geltung des allgemeinen Kollisionsrechts: Münch, in: Münch-

KommZPO3, § 1051, Rn. 16 ff.; Seiler, in: Thomas�/�Putzo ZPO, § 1051, Rn. 1; Kronke, RIW 
1998, 263; Wagner, FS Schumann, S. 535; mit Blick auf das österreichische Recht und den 
dortigen § 603 ZPO Czernich, wbl 2013, 554; für die Geltung als „persuasive authority“: 
Pfeiffer, EuZW 2008, 622 ff.; Hausmann, in: Reithmann�/�Martiny, Internationales Vertrags-
recht, Rn. 8.415 ff.; außerdem für eine eingeschränkte Geltung in unterschiedlicher Ausprä-
gung Geimer, in: Zöller ZPO, § 1051, Rn. 3; Lachmann, Handbuch für die Schiedsgerichts-
praxis, Rn. 1676.  

23 Aus der jüngeren Zeit seit Inkrafttreten der Rom I-VO Mankowski, RIW 2011, 30 ff.; 
McGuire, SchiedsVZ 2011, 257 ff. und Schmidt-Ahrends�/�Höttler, SchiedsVZ 2011, 267 ff.; 
Adolphsen, Europäisches Zivilverfahrensrecht, S. 331. 

24 Europäisches Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht vom 19. Juni 1980, BGBl. 1998 III, S. 166. 

25 Verordnung (EG) Nr. 593�/�2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über das 
auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht („Rom I“) vom 17. Juni 2008 
(ABl. EU 2008 Nr. L 177, S. 6). 

26 Zum Anwendungsvorrang des Europarecht siehe grundlegend: Ruffert, in: Calliess�/�
Ruffert, EUV�/�AEUV, Art. 1 AEUV, Rn. 16 ff.; Streinz, Europarecht, Rn. 203 ff.  

27 Siehe Art. 288 Abs. 2 AEUV: „Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen 
ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.“; zur unmittelbaren 
Geltung auch Streinz, Europarecht, Rn. 470; Fezer�/�Koos, in: Staudinger, BGB, Einl. zum 
EGBGB�/�IPR, Rn. 56.  

28 Brödermann, NJW 2010, 807 ff. spricht insoweit von einem „Paradigmenwechsel“ im 
Internationalen Privatrecht; zur Eigenständigkeit des Europarechts siehe maßgeblich das Ur-
teil des EuGH im Fall Costa�/�ENEL (EuGH, Rs. 6�/�64, Slg. 1964, 1251, Rn. 12): „Aus alle-
dem folgt, daß dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle 
fließenden Recht wegen dieser seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten inner-
staatlichen Rechtsvorschriften vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemein-
schaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in Frage 
gestellt werden soll.“ 
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II. Grundmotive der Analyse 
II. Grundmotive der Analyse 

Ausgangspunkte und zentrale Motive dieser Arbeit bilden das Postulat von der 
privaten Schiedsgerichtsbarkeit als funktionales Äquivalent zur staatlichen Ge-
richtsbarkeit, die damit einhergehende Institutionalisierung der Schiedsge-
richtsbarkeit sowie die Idee der Integration der Schiedsgerichtsbarkeit in den 
gemeinsamen europäischen Rechtsraum, der seit Inkrafttreten des Vertrages 
von Amsterdam im Jahre 1999 auf dem Gebiet des Internationalen Privatrechts 
einer kontinuierlichen Fortentwicklung unterliegt. 

1. Die private Handelsschiedsgerichtsbarkeit als funktionales Äquivalent 
zur staatlichen Gerichtsbarkeit 

Als materielle Rechtsprechung ersetzt die Schiedsgerichtsbarkeit die staatliche 
Gerichtsbarkeit.29 Den Parteien erlaubt sie, die staatliche Gerichtsbarkeit aus-
zuschließen und die Entscheidung ihres Rechtsstreites auf Private zu delegie-
ren.30 Schiedsgerichte sind damit in erster Linie das Resultat der privatautono-
men Entscheidung der Parteien.31 Die Zulässigkeit von Schiedsgerichten ist in 
Deutschland und Europa allgemein anerkannt, ihre Vereinbarkeit mit dem aus 
der Gewaltenteilung resultierenden Rechtsprechungsmonopol des Staates weit-
gehend unbestritten.32 Einfachgesetzlich findet dies in Deutschland Ausdruck 
in §§ 1025 ff. ZPO, durch die der Gesetzgeber mit den Worten des BGH „eine 
auf dem Willen der Beteiligten beruhende nichtstaatliche Gerichtsbarkeit in 
privatrechtlichen Angelegenheiten anerkannt“33 hat. Eine starke Rolle der 
Schiedsgerichtsbarkeit liegt nicht alleine im Interesse der Parteien und der 
Schiedsrichter, sie ist auch im Sinne des Staates, für den die Schiedsgerichts-
barkeit eine Entlastung der staatlichen Gerichte bedeutet.34 Aus dem anfängli-
chen Zustand der „Duldung“35 hat sich die Schiedsgerichtsbarkeit schrittweise 
emanzipiert. Sie ist in Deutschland mittlerweile als „eine der staatlichen Ge-
richtsbarkeit im Prinzip gleichwertige Rechtsschutzmöglichkeit“36 anerkannt. 
Schiedsgerichte bilden damit im Ergebnis ein „funktionales Äquivalent zur 

                                                                    
29 Grundlegend bereits im Jahr 1930 Littauer, ZZP 55 (1930) 1, 5 f.; aus neuerer Zeit: 

BGH 3.7.1975 – III ZR 78�/�73, NJW 1976, 109, 110. 
30 Kreindler�/�Schäfer�/�Wolff, Schiedsgerichtsbarkeit, Rn. 1. 
31 Münch, in: MünchKommZPO3, Vor §§ 1025 ff., Rn. 1; Gottwald, in: Gottwald, Inter-

nationale Schiedsgerichtsbarkeit, S. 20; zur Einschränkung sogleich Voit, JZ 1997, 120 ff. 
32 Für Deutschland ist insbesondere auf die Vereinbarkeit mit Art. 92 GG hinzuweisen, 

BAG 23.8.1963 – 1 AZR 469�/�62, NJW 1964, 268 ff.; Münch, in: MünchKommZPO3, Vor 
§§ 1025 ff., Rn. 5. 

33 BGH 3.7.1975 – III ZR 78�/�73, NJW 1976, 109, 109. 
34 Münch, in: MünchKommZPO3, Vor §§ 1025 ff., Rn. 5. 
35 Münch, in: MünchKommZPO3, Vor §§ 1025 ff., Rn. 5. 
36 BGH 19.7.2004 – II ZR 65�/�03, NJW 2004, 2898, 2899. 
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herkömmlichen staatlichen Gerichtsbarkeit“37. Diese Vorstellung von der Gleich-
wertigkeit staatlicher und privater Gerichtsbarkeit lag auch dem deutschen Ge-
setzgeber bei der Reform seines nationalen Schiedsverfahrensrecht zugrunde.38 
Er hat sie indirekt im 10. Buch der ZPO verankert: Indem nach § 1032 Abs. 1 
S. 1 ZPO eine trotz des Bestehens einer Schiedsvereinbarung vor einem staat-
lichen Gericht erhobene Klage auf Einrede einer Partei für unzulässig erklärt 
und auf das Schiedsverfahren verwiesen wird, erkennt der Gesetzgeber die 
Schiedsgerichtsbarkeit als der staatlichen Gerichtsbarkeit gleichwertige Rechts-
schutzmöglichkeit an.39 Aus dieser grundlegenden Festlegung lässt sich für die 
nachfolgende Untersuchung zweierlei ableiten: Erstens folgt aus der Aufwer-
tung der Schiedsgerichtsbarkeit zu einer gleichwertigen Gerichtsbarkeit, dass 
eine Überprüfung durch staatliche Gerichte lediglich in eng begrenzten Aus-
nahmefällen, insbesondere aus Anlass einer Aufhebung des Schiedsspruchs bei 
Verstößen gegen verfahrensrechtliche Minimalstandards oder grundlegende 
Wertvorstellungen der zugrunde liegenden staatlichen Rechtsordnung, stattfin-
det.40 Konturiert werden diese Standards in den nationalen Schiedsverfahrens-
rechten, die ihrerseits maßgeblich auf internationalen Übereinkünften wie dem 
New Yorker Übereinkommen von 1958 beruhen. Zweitens wirft die funktio-
nale Äquivalenz von privaten Schiedsgerichten und staatlicher Gerichtsbarkeit 
die Frage auf, inwieweit das staatliche (Kollisions-)Recht und die darin zum 
Ausdruck kommenden (international-)privatrechtlichen Interessen41 des Ge-
setzgebers auch Schiedsgerichte zu ihrer Anwendung verpflichten. 

2. Institutionalisierung der Schiedsgerichtsbarkeit 

Daneben lässt sich seit Mitte der 1980er Jahre – ausgehend von der Ausarbei-
tung des UNCITRAL-Modellgesetzes über die internationale Handelsschieds-
gerichtsbarkeit42 und den darauf beruhenden Reformbestrebungen in einer gan-
zen Reihe von Staaten43 – eine Institutionalisierung der Schiedsgerichtsbarkeit 
beobachten. Für das deutsche Schiedsverfahrensrecht hat Voit diesen Befund 
vor dem Hintergrund der Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts im Jahr 

                                                                    
37 Münch, in: MünchKommZPO3, Vor §§ 1025 ff., Rn. 5. 
38 Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 13�/�5274, S. 34. 
39 Voit, JZ 1997, 120, 120 f. 
40 Münch, in: MünchKommZPO3, Vor §§ 1025 ff., Rn. 2; siehe instruktiv auch Diedrich, 

JuS 1998, 158, 160. 
41 Zur von Gerhard Kegel begründeten Interessenlehre im Internationalen Privatrecht 

und deren noch immer aktuellen Bedeutung siehe den Gedenkband „Internationales Privat-
recht im 20. Jahrhundert – Der Einfluss von Gerhard Kegel und Alexander Lüderitz auf das 
Kollisionsrecht“, hrsg. von Heinz-Peter Mansel. 

42 Siehe dazu im Hinblick auf die kollisionsrechtlichen Fragen Kapitel 1 – § 2.�II.�1. 
43 Zur Umsetzung in Deutschland und anderen europäischen Staaten siehe Kapitel 1 – 

§ 2.�II. 


